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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Au mois de mars 2015, le Conseil fédéral présentait au Parlement le rapport concernant
les motions 05.3473 (Accords bilatéraux. Faciliter l'accès pour les PME suisses aux
marchés des pays membres de l'UE) et 10.3279 (Accords sur la libre circulation des
personnes. Halte à la discrimination frappant les services transfrontaliers). Les deux
motions demandaient au Conseil fédéral de s'assurer que les droits d'accès aux
marchés des pays membres de l'UE conférés par l'ALCP aux citoyens, citoyennes et
entreprises suisses soient effectivement garantis, notamment dans les pays
limitrophes. Selon le rapport de l'exécutif national, des «enquêtes récentes ont
démontré que les accords bilatéraux fonctionnaient à satisfaction; plus aucun
problème d’accès aux marchés de l’UE n’a été signalé au cours de ces dernières
années.» Le Conseil des Etats et le Conseil national, respectivement aux mois de juin et
septembre 2015, se sont donc prononcés en faveur du classement des motions
précitées. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.09.2015
AUDREY BOVEY

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

In den eidgenössischen Räten wurde die Notwendigkeit eines
Beschäftigungsprogramms mit grossem Mehr bejaht. Den Nichteintretensantrag von O.
Fischer (fdp, BE) lehnte die grosse Kammer ebenso ab wie den Rückweisungsantrag von
K. Villiger (fdp, LU). Trotz ihrer grundsätzlichen Zustimmung äusserten sich jedoch viele
Votanten kritisch über die Vorlage. Bürgerliche Sprecher mahnten zur Zurückhaltung
und unterstrichen die Notwendigkeit der späteren Kompensation der Mehrausgaben.
Sie hoben zudem hervor, dass für das Vorankommen der Wirtschaft in erster Linie eine
Verbesserung der Rahmenbedingungen wichtig sei. Vertreter der Linken stiessen sich
an der Vorrangstellung der Rüstungsausgaben innerhalb des Beschaffungsprogramms.
F. Borel (sp, NE) wollte den Kredit für Kriegsmaterial um jene 190 Mio kürzen, die für das
Flab-Feuerleitgerät Skyguard bestimmt sind, da nur gutgehende Unternehmen von
diesen Aufträgen profitieren würden. Der Vorschlag vermochte bloss wenige Stimmen
auf sich zu vereinigen. Sowohl Sprecher des Landesrings als auch der Linken vermissten
im Massnahmenpaket eine stärkere Berücksichtigung zukunftsorientierter
Investitionen, etwa im Bereich des Energiesparens, des Umweltschutzes und des
öffentlichen Verkehrs. Unabhängig von ihrer Parteizugehörigkeit gaben viele Sprecher
ihrer Sorge darüber Ausdruck, dass die vom Beschäftigungsrückgang am meisten
betroffenen Branchen und Regionen – genannt wurden die Uhrenbranche und der Jura
– im Programm zu kurz kämen. Das Beschaffungsprogramm geht in seiner endgültigen
Fassung um rund 25 Mio über den Vorschlag der Landesregierung hinaus. Ursprünglich
hatte der Nationalrat gar noch zusätzlich 100 Mio mehr bewilligen wollen, und zwar für
Lärmschutzmassnahmen an Hauptstrassen und für 50 SBB-Personenwagen. Im
Differenzenbereinigungsverfahren verzichtete er dann aber auf diese Kredite. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.1983
REGINA ESCHER

Der bundesrätliche Entwurf für das Beschäftigungsprogramm (Massnahmen zur
Stärkung der schweizerischen Wirtschaft) wurde den eidgenössischen Räten Ende
Januar unterbreitet. Im März hiessen beide Kammern die Vorlage mit geringfügigen
Änderungen gut. Das Programm bringt für den Bund Zusatzausgaben in der Höhe von
rund CHF 1 Mrd. mit sich, die allerdings auf mehrere Jahre verteilt werden. Es umfasst
zwei Gruppen von Massnahmen. Die eine zielt auf die Belebung der Binnennachfrage
ab, die andere auf die Exportförderung. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.03.1983
REGINA ESCHER
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In den binnenwirtschaftlichen Bereich fällt das Kernstück des Massnahmenpakets,
nämlich das sogenannte Beschaffungsprogramm. Dieses sieht Bundesaufträge an die
Privatwirtschaft in der Höhe von knapp CHF 665 Mio vor. Dabei handelt es sich im
wesentlichen um Vorhaben, die ohnehin realisiert würden. Das Programm umfasst
hauptsächlich Ausrüstungsinvestitionen und Rüstungsgüter. Für letztere sind über CHF
270 Mio bestimmt. Das zeitliche Vorziehen der Aufträge müsste konsequenterweise
später zu einer entsprechenden Entlastung des Bundeshaushaltes führen. Von den
Käufen der Eidgenossenschaft erwartet man, dass sie weitere Aufträge – von der Seite
Dritter sowie von der Seite von Kantonen und Gemeinden – auslösen; insgesamt sollte
sich so ein Auftragsvolumen von etwa CHF 1.7 Mil. ergeben. Neben den
Beschaffungsvorhaben beinhaltet das Beschäftigungsprogramm in seinem
binnenwirtschaftlichen Teil Massnahmen zur Förderung der Forschung (25 Mio) sowie
Kredite für die Umschulung und Weiterbildung von Arbeitslosen (0.8 Mio).

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1983
REGINA ESCHER

Im aussenwirtschaftlichen Bereich des Pakets dominiert die Erhöhung des
Bundesvorschusses an die Exportrisikogarantie um 80 Mio für 1983 und um 90 Mio für
1984. Mit dieser Massnahme lassen sich Gebührenanpassungen und
Leistungsminderungen der Versicherung vermeiden, die sich angesichts zunehmender
Zahlungsschwierigkeiten vieler Abnehmerländer unserer Exportindustrie aufgedrängt
hätten. Des weiteren stockte das Parlament den bestehenden Rahmenkredit für die
Finanzierung von sogenannten Mischkrediten (Kombination zinsloser Staatskredite mit
verzinslichen Bankkrediten) um 100 Mio auf. Schliesslich fliessen kleinere Beträge in die
allgemeine Exportförderung und in die Tourismuswerbung.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1983
REGINA ESCHER

Strukturpolitik

Der Beschäftigungseinbruch brachte ebenfalls der regionalen Strukturpolitik neue
Probleme und Aufgaben: neben die Besorgnis über das durch die Rezession noch
verschärfte Wohlstandsgefälle zwischen den verschiedenen Landesteilen trat das
Interesse an der Erhaltung der Arbeitsplätze in den Entleerungsgebieten. Trotz
mannigfacher Schwierigkeiten, die zum Teil mit der traditionellen Gemeindeautonomie
zusammenhingen, waren die politisch Verantwortlichen um eine rasche Verwirklichung
der regionalen Entwicklungskonzepte bemüht, wie sie im Rahmen des
Investitionshilfegesetzes für die Berggebietsförderung zu erarbeiten sind. Die ersten
drei (Goms (VS), Oberes Emmental (BE), Sarner Aatal (OW)) dieser Konzepte konnten
bereits eingereicht und zum Teil genehmigt werden. Als flankierende Massnahme zum
in Kraft gesetzten Investitionshilfegesetz verabschiedete der Bundesrat den Entwurf zu
einem Bundesgesetz über die Förderung der Bürgschaftsgewährung in Berggebieten.
Dieses soll vor allem Klein- und Mittelbetrieben den Zugang zum Kapitalmarkt
erleichtern, indem der Bund Bürgschaften bis zu CHF 500'000 je Einzelfall gewährt. Die
Vorlage passierte einstweilen die Kleine Kammer oppositionslos. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1975
FRANÇOIS DA POZZO

Die Massnahmen der Strukturpolitik sehen sich in der Regel weniger grossen
Einwänden ausgesetzt als die konjunkturpolitisch motivierten Staatsinterventionen. Die
Notwendigkeit der teilweisen Behebung der Standortnachteile von Berg- und
Randregionen wird aus staats- und raumordnungspolitischen Gründen in weiten
Kreisen anerkannt. Von den Bundesunterstützungen für Diversifikationsvorhaben in
wirtschaftlich einseitig strukturierten Gegenden profitiert nun auch das südöstliche
Bodenseeufer (Teile der Kantone St. Gallen und Thurgau). Das Schwergewicht dieser
Massnahmen entfällt aber immer noch auf die Uhrenregionen, befinden sich doch mehr
als drei Viertel der 41 bisher unterstützten Projekte in diesem Raum. Eine direkte
Massnahme zur Förderung der Uhrenindustrie – die den Bund allerdings nichts kostet –
besteht in der staatlich verbürgten Qualitätskontrolle, deren Fortführung um zehn
Jahre der Bundesrat dem Parlament vorschlägt. Weitere acht Bergregionen erhielten
durch die Genehmigung ihrer Entwicklungskonzepte die Berechtigung, finanzielle
Beihilfe gemäss dem Investitionshilfegesetz für Berggebiete (IHG) zu beziehen. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.11.1980
HANS HIRTER
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Die wichtigste Handlung der eidgenössischen Strukturpolitik bestand im Berichtsjahr in
der Verabschiedung eines Bündels von «Massnahmen zur Förderung der
technologischen Entwicklung und Ausbildung», welches die Nachfolge des auf Ende
1982 auslaufenden ersten Impulsprogramms antritt. Enthalten sind darin namentlich die
Gründung einer Schule für Wirtschaftsinformatik sowie Weiterbildungskurse im Bereich
der rechnerunterstützten Konstruktionstechniken und der Bauwirtschaft (sog.
Haustechnik). Daneben soll die anwendungsorientierte Forschung auf dem Gebiet der
Mess- und Regeltechnik finanzielle Beihilfen erhalten. Die Massnahmen belasten den
Bund mit CHF 51 Mio, verteilt auf sechs Jahre. Sie fanden in der Öffentlichkeit eine gute
Aufnahme, und auch Wirtschaftsvertreter charakterisierten sie als taugliche Mittel zur
Verbesserung der ökonomischen Rahmenbedingungen. Das Parlament stimmte diesem
zweiten Impulsprogramm oppositionslos zu. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.1982
HANS HIRTER

Als Ergänzung zum Beschäftigungsprogramm ist ein vom Bunderat im Februar in die
Vernehmlassung geschicktes zweites Massnahmenpaket gedacht, die «Massnahmen zur
Stärkung der mittel- und langfristigen Anpassungsfähigkeit der schweizerischen
Wirtschaft». Bereits im Juli lag die Botschaft an das Parlament vor. Während das
Beschäftigungsprogramm auf die Stützung der Nachfrage ausgerichtet ist, will die
Landesregierung mit dieser zweiten Vorlage eine Verbesserung der
Angebotsbedingungen erreichen. Mit staatlichen Vorkehren soll der Wirtschaft die
Lösung der strukturellen Probleme erleichtert werden, die sich aus der internationalen
Wirtschaftsentwicklung sowie dem beschleunigten technischen Fortschritt ergeben.
Das geplante Anschlussprogramm gehört somit schwergewichtig in den Bereich der
Strukturpolitik. Es gliedert sich in zwei Teile. Der eine betrifft den Ausbau des
bestehenden regionalpolitischen Instrumentariums, der andere die Schaffung einer
landesweiten Innovationsrisikogarantie für kleinere und mittlere Unternehmen. Die
Verstärkung der Regionalmassnahmen besteht unter anderem in einer Revision des
Bundesbeschlusses über Finanzierungsbeihilfen zugunsten wirtschaftlich bedrohter
Regionen. Der Erlass soll – insbesondere durch die Entkoppelung der vorhandenen
Arten von Finanzhilfen, d.h. der Zinskostenbeiträge einerseits und der Bürgschaften
andererseits – flexibler gestaltet werden. Weitere Massnahmen befassen sich mit der
Berggebietsförderung. Das Investitionshilfegesetz soll abgeändert und der Hilfsfonds
aufgestockt werden. Die regionalpolitischen Vorschläge waren in der Vernehmlassung
auf breite Zustimmung gestossen. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.02.1983
REGINA ESCHER

Die Kapitalbeschaffung stellt nur eines der Probleme dar, denen sich die Klein- und
Mittelbetriebe gegenübersehen. Folge der mannigfaltigen Schwierigkeiten und
veränderten Rahmenbedingungen sind gewisse Konzentrationstendenzen in der
schweizerischen Wirtschaft. Trotz dieser Tendenzen leisten die kleineren Unternehmen
aber nach wie vor einen wesentlichen Beitrag zu Produktion und Beschäftigung. Dies
geht aus einem Bericht über Bedeutung und Lage der Klein- und Mittelbetriebe hervor,
den der Bundesrat im Oktober veröffentlichte. Die angesprochenen
Konzentrationserscheinungen machen allerdings teilweise auch vor grösseren
Unternehmen nicht halt. Beispiel hierfür war im Berichtsjahr die vielbeachtete Fusion
der beiden Uhrenkonzerne ASUAG und SSIH. Die Fusion stand im Zusammenhang mit
einer Unternehmenssanierung, zu der Gross- und Kantonalbanken massgeblich
beitrugen. Angesichts der für die Uhrenbranche wichtigen Fusion ersuchte der
Bundesrat die eidgenössischen Räte um die Kompetenz zur Auflösung der Beteiligung
des Bundes am Aktienkapital der ASUAG (Die Beteiligung des Bundes mit CHF 6 Mio am
Aktienkapital der ASUAG war 1931 als Hilfsmassnahme für die Uhrenindustrie
beschlossen worden). Der Verzicht auf die Beteiligung bedeutet jedoch keineswegs eine
Verringerung der Anstrengungen des Bundes zugunsten der von den strukturellen und
konjunkturellen Problemen besonders betroffenen Uhrenregion. Diese Anstrengungen
erfolgen aber über den bereits erwähnten Bundesbeschluss über
Finanzierungsbeihilfen für wirtschaftlich bedrohte Regionen. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.09.1983
REGINA ESCHER

Die am heftigsten geführte wirtschaftspolitische Auseinandersetzung fand auf dem
Gebiet der Strukturpolitik statt. Die regional stark differenzierte Verfassung des
Arbeitsmarktes einerseits und der Verlust von Weltmarktanteilen in einigen der
sogenannten Wachstumsbranchen andererseits sind Anzeichen dafür, dass sich die
schweizerische Wirtschaft weiterhin strukturellen Problemen ausgesetzt sieht. Der
Bundesrat hatte deshalb im Vorjahr ein Paket mit «Massnahmen zur mittel- und
langfristigen Stärkung der Wirtschaft» vorgelegt. Darin schlug er den Ausbau des

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1984
HANS HIRTER
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bestehenden regionalpolitischen Instrumentariums sowie die Schaffung einer
Innovationsrisikogarantie vor. Ziel dieser staatlichen Massnahmen ist die Verbesserung
der Angebotsbedingungen, um der privaten Wirtschaft den Anschluss an die
internationale Entwicklung und den beschleunigten technischen Fortschritt zu
erleichtern sowie die im Inland bestehenden räumlichen Ungleichgewichte abzubauen.
Da die Innovationsrisikogarantie im Gegensatz zum Ausbau des regionalpolitischen
Instrumentariums auf heftige Gegenwehr stiess, wurde sie vom erstberatenden
Ständerat aus dem Paket herausgelöst und separat behandelt.

Anlässlich der Richtliniendebatte hatte der Nationalrat eine Motion der SP für ein
Sofortprogramm zugunsten der Grundlagenforschung und der Regionalpolitik
abgelehnt. In einem Bericht bescheinigte die OECD der Schweiz, dass sie den Anschluss
an die technologische Entwicklung nicht verpasst hat; in einigen Teilbereichen habe sie
jedoch ihren früher innegehabten Vorsprung auf andere Industrieländer eingebüsst. 9

Da der Gewerbeverband mit Unterstützung des Vororts erfolgreich das Referendum
gegen die Innovationsrisikogarantie (IRG) ergriffen hatte, kam es auf dem Gebiet der
Strukturpolitik im Berichtsjahr zu einer Volksabstimmung. Die Fronten waren
spätestens seit der Parlamentsdebatte von 1984 bezogen und auch neue Argumente
tauchten im Abstimmungskampf keine mehr auf. Von Anfang an war klar, dass die
Auseinandersetzung nicht die an sich geringe Summe zum Thema hatte, die der Staat
zur Risikoabdeckung zur Verfügung stellen wollte, sondern die grundsätzliche Frage
nach der Rolle des Staates im Wirtschaftssystem. Nach den Befürwortern handelte es
sich bei der angestrebten staatlichen Rückversicherung für die Anbieter von
Risikokapital zugunsten technologisch fortschrittlicher Projekte um eine wichtige Hilfe
für kleinere Unternehmen. Diese Massnahme würde ihrer Meinung nach nicht nur die
Schaffung von Arbeitsplätzen in der Gegenwart förden, sondern auch verhindern
helfen, dass die Schweiz künftig im weltweiten Konkurrenzkampf ins Hintertreffen
gerät. In den Augen der Gegner sind derartige Stützungsmassnahmen völlig inopportun,
da erstens kein technologischer Rückstand der einheimischen Industrie auszumachen
sei und zweitens ernsthafte Probleme bei der Finanzierung von erfolgversprechenden
Projekten nicht bestehen würden. Die Wirtschaft erwarte vom Staat keine Hilfestellung
bei unternehmerischen Investitionsentscheiden, sondern Zurückhaltung in der
Steuerpolitik, den Abbau von administrativen Vorschriften und die Förderung der
Forschung und Ausbildung.

Im Sinne einer allgemeinen Begünstigung von Risikokapital überwies der NR eine Motion
Feigenwinter (cvp, BL), welche unter anderem die Aufhebung bzw. Reduktion der
Emissionsabgabe bei der Bildung von neuem Risikokapital bei Aktiengesellschaften
verlangt 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.08.1985
HANS HIRTER

Von den Parteien und Verbänden sprachen sich die CVP, die SP, der Landesring und die
PdA sowie die beiden Gewerkschaften SGB und CNG für die Innovationsrisikogarantie
aus, FDP, SVP, Liberale, EVP, NA und POCH bekämpften sie ebenso wie der Vorort und
der Gewerbeverband. Abweichende Losungen gaben folgende Kantonalsektionen aus:
LdU/SH, CVP/ZG (Nein) sowie FDP/GE, SVP/GR, LP/NE, EVP/SG (Ja). Das Nein der
POCH orientierte sich an wachstumskritischen Argumenten.

Am 22. September lehnte der Souverän die Vorlage mit 695'288 : 917'507 Stimmen
recht deutlich ab. Eine klare Zustimmung ergab sich lediglich in den Kantonen Jura,
Neuenburg, Genf und Tessin; damit zeigte sich einmal mehr, dass die deutschsprachige
Schweiz staatliche Eingriffe ins Wirtschaftssystem spürbar kritischer beurteilt. Eine
Nachanalyse auf Befragungsbasis ergab, dass die Stimmbürger über die IRG zwar
angesichts des komplexen Inhalts recht gut informiert waren, dass sie sich in ihrer
grossen Mehrheit davon jedoch kaum stark betroffen fühlten. Nach der Abstimmung
konnte als Fazit zumindest festgehalten werden, dass die Diskussion über die IRG dazu
geführt hatte, dass gewisse Probleme kleiner und mittlerer Firmen bei der Beschaffung
von Risikokapital erkannt und von Kantonal- und Geschäftsbanken entsprechende
Lösungsmodelle ausgearbeitet worden sind.

Im Nationalrat regte der Freisinnige Bonny (BE) mit einem Postulat die
schwergewichtige Ausrichtung dieses Bundesamtes auf Fragen im Zusammenhang mit
der Technologieförderung an.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.1985
HANS HIRTER
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Abstimmung vom 22.09.1985

Beteiligung: 40.87%
Ja: 695'288 (43.11%) / Stände: 5.5
Nein: 917'507 (56.89%) / Stände: 17.5

Parolen:
- Ja: CVP (2*), LdU (1*), PdA, SPS (1*), GPS; SGB, CNG
- Nein: EVP (1*), FDP (2*), LPS (1*), NA, POCH, SVP (1*), EDU; Vorort, SGV
- Stimmfreigabe:
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 11

Die vom Bundesrat 1990 vorgeschlagene Revision des Markenschutzgesetzes passierte
das Parlament ohne grundlegende Änderungen. Es ging dabei um eine Anpassung der
aus dem Jahre 1890 stammenden Bestimmungen an die Realitäten des heutigen
Wirtschaftslebens und gleichzeitig um eine Harmonisierung mit dem EG-Markenrecht.
Die wesentlichsten Neuerungen betreffen die Ausweitung des Markenbegriffs auf
Dienstleistungen, die Einführung einer Garantiemarke und der Übergang vom
bisherigen Gebrauchsrecht zur expliziten Registrierung von Marken. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.01.1992
HANS HIRTER

Im Zusammenhang mit der Ratifikation des neuen Welthandelsabkommens (GATT-WTO)
legte der Bundesrat auch eine Reihe von kleineren, vor allem die Verfahren betreffende
Gesetzesanpassungen in den Bereichen geistiges Eigentum, Markenschutz, Muster und
Modelle sowie Erfinderpatente vor. Die drei erstgenannten Vorlagen wurden von der
Bundesversammlung in der Dezembersession diskussionslos verabschiedet; dagegen
stimmten nur die beiden PdA-Vertreter, welche das WTO-Abkommen grundsätzlich
ablehnten. Grösser war die Opposition gegen die Anpassung des Gesetzes über
Erfinderpatente, wo im Nationalrat die SP und die Grünen vergeblich versuchten, ein
Verbot für die Patentierung von genetisch veränderten Pflanzen und Tieren in die
Bestimmungen aufzunehmen. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.1994
HANS HIRTER

Als Zweitrat stimmte auch der Nationalrat der sich auf technische Änderungen
beschränkenden Teilrevision des Gesetzes über Erfinderpatente zu. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.01.1995
HANS HIRTER

Der vom Bundesrat im März vorgelegte Entwurf für eine Reform der
Unternehmensbesteuerung hat das Ziel, die Schweiz für Unternehmen attraktiver zu
machen. Die in der Botschaft als ersten Schritt deklarierten Massnahmen sollen vor
allem die Bedingungen für Holdinggesellschaften, wo ein starker internationaler
Steuerwettbewerb besteht, sowie für neugegründete KMU verbessern. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.03.1997
HANS HIRTER

Um die zunehmende Integration der schweizerischen KMU in die internationalen Märkte
zu erleichtern, hatte das Parlament 1995 die Teilnahme der Schweiz an internationalen
Informationsprogrammen für KMU beschlossen. Das wichtigste Element davon bildet
die Partizipation am Netz der „Euro Info Center“ der EU. Die Finanzierung dieser auf
zehn Jahre beschlossenen Massnahmen wurde auf zwei Fünfjahresetappen verteilt. Der
Bundesrat beantragte nun die Gewährung der zweiten Tranche des Rahmenkredits (10
Mio Fr.). Vorangehend hatte er die Arbeit des durch die Schweizerische Handelszentrale
geführten „Euro Info Center Schweiz“ (EICS) evaluieren lassen. Die Beurteilung ergab
zwar eine eher geringe Wirksamkeit des EICS, aber keine Gründe für einen Verzicht auf
dessen Weiterführung. Im Nationalrat gab es einige Kritiken an der jetzigen Art der
Informationsaufbereitung zuhanden der KMU, grundsätzlich wurde aber die
Unterstützung der Informationsbeschaffung und -vermittlung nicht bestritten. In
Abweichung zum Regierungsantrag beschloss der Rat, den Kredit nicht für fünf,
sondern nur für drei Jahre zu gewähren und die Informationstätigkeit zukünftig in das
Ressort der Export- und Standortpromotion beim seco zu integrieren. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2000
HANS HIRTER
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Der Ständerat übernahm die Beschlüsse der grossen Kammer aus dem Vorjahr
bezüglich der Gewährung der zweiten Tranche des Rahmenkredits (10 Mio Fr.) für die
Teilnahme der Schweiz an internationalen Informationsprogrammen für KMU. Bewilligt
wurden allerdings nur 6 Mio Fr. für die nächsten drei Jahre. Anschliessend sollen diese
Ausgaben in den Kredit für die Exportförderung integriert werden. Der Ständerat
stimmte auch der vom Nationalrat im Vorjahr überwiesenen Motion Durrer (cvp, OW;
99.3284) zu, welche verlangt, dass vor der Einführung von neuen staatlichen
Vorschriften und Verfahren ein Vollzugstauglichkeitstest bei einer Anzahl von KMU
durchgeführt werden muss. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.03.2001
HANS HIRTER

Der Bundesrat veröffentlichte gegen Jahresende eine Botschaft zu einem Bundesgesetz
über die Aufhebung und die Vereinfachung von Bewilligungsverfahren. Darin stellt er
dar, welche Vereinfachungen und Aufhebungen von Genehmigungsverfahren er in
naher Zukunft durchführen will (resp. bereits eingeleitet hat). Die meisten dieser
Massnahmen sind auf Verordnungsstufe geregelt oder gelten als Verwaltungspraxis. Die
Kompetenz zu ihrer Aufhebung oder Abänderung liegt deshalb beim Bundesrat, den
Departementen oder den zuständigen Bundesämtern. Für einige Neuerungen (z.B. die
Aufhebung der immer noch verlangten Genehmigung des Handels mit gebrannten
Wassern über die Kantonsgrenzen hinweg) braucht es hingegen eine Gesetzesänderung.
Mit der Summe dieser an sich unspektakulären Vereinfachungen sollen die
Unternehmen Millionen von Arbeitsstunden einsparen können. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.2006
HANS HIRTER

Das Parlament verabschiedete die Unternehmenssteuerreform II, welche insbesondere
die doppelte Besteuerung von Unternehmensgewinnen (beim Unternehmen und bei
den Aktionären) teilweise aufhebt und Erleichterungen für KMU bringt. Da die Linke
dagegen das Referendum einreichte, wird im Jahr 2008 definitiv darüber entschieden.
Der Nationalrat hiess zudem zwei Motionen der FDP- resp. der SVP-Fraktion für eine
Senkung des Steuersatzes für Unternehmensgewinne bei der Bundessteuer gut.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.03.2007
HANS HIRTER

Das Parlament stimmte den im Vorjahr vom Bundesrat beantragten
Gesetzesänderungen zur Aufhebung resp. Vereinfachung von Bewilligungsverfahren
zu. Im Ständerat geschah dies ohne Diskussion und ohne Gegenstimmen, im Nationalrat
opponierte die Linke bei zwei Einzelbestimmungen erfolglos gegen Vereinfachungen, in
denen sie eine Abschwächung von Umweltschutznormen sah. In der
Gesamtabstimmung passierte die Vorlage auch in der grossen Kammer ohne
Gegenstimmen. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.2007
HANS HIRTER

Im Sommer 2015 beschäftigte sich der Nationalrat mit dem bundesrätlichen Vorschlag
zur Standortförderung 2016-2019, der acht Bundesbeschlüsse umfasste und
Finanzierungsbeschlüsse im Umfang von knapp CHF 374 Mio. vorsah. Beim
Bundesbeschluss über die Finanzierung der E-Government-Aktivitäten von KMU schuf
die grosse Kammer auf Antrag der vorberatenden Kommission für Wirtschaft und
Abgaben (WAK-NR) eine Differenz zum Bundesrat, indem sie mit 179 zu 13 Stimmen bei
einer Enthaltung den Verpflichtungskredit von CHF 17.7 Mio. auf CHF 12.4 Mio. kürzte.
Über die Hälfte der Gegenstimmen kamen dabei aus dem Lager der Grünen. Deutlich
umstrittener war dagegen die Beschlussfindung über die Finanzierung der Förderung
von Innovation, Zusammenarbeit und Wissensaufbau im Tourismus. Ein
Minderheitsantrag Maier (glp, ZH) wollte diese von 30 Mio. Fr. auf CHF 20 Mio.
reduzieren, scheiterte jedoch mit 85 zu 98 Stimmen knapp an einer Koalition aus SP,
CVP, Grünen und BDP, die dank 11 Stimmen aus der FDP-Liberalen-Fraktion siegreich
war. Gleich drei Minderheitsanträge lagen beim Bundesbeschluss über die Finanzhilfe
an Schweiz Tourismus auf dem Tisch. Der Bundesrat selbst hatte knapp über CHF 220
Mio. für die Periode von 2016-2019 gefordert. Eine Minderheit de Buman (cvp, FR)
wollte ihrerseits CHF 270 Mio. bewilligen und versuchte sich mit einem zweiten Antrag
über CHF 240 Mio. abzusichern. Indes versuchte eine Minderheit Maier den
Zahlungsrahmen auf CHF 210 Mio. einzugrenzen. Weder die sanftere der beiden
Erhöhungen (53 Stimmen), noch die Sparvariante (45 Stimmen) vermochte sich jedoch
gegen den Vorschlag des Bundesrates durchzusetzen. Auch der Vorstoss einer
Kommissionsminderheit Leutenegger Oberholzer (sp, BL), die Filmproduktion in der
Schweiz während der kommenden vier Jahre mit CHF 4.5 Mio. zu unterstützen, sowie
ein Antrag Semadeni (sp, GR), der ein unentgeltliches nationales Buchungsportal zur

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.06.2015
DAVID ZUMBACH
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Vermietung aller in der Schweiz vermietbaren Hotelzimmer und Ferienwohnungen
anregen wollte, blieben ohne Erfolg. Sie stiessen ausserhalb des links-grünen Lagers
kaum auf Gegenliebe. Unbestritten war indes der Bundesbeschluss über die
Verlängerung des Zusatzdarlehens an die Schweizerische Gesellschaft für Hotelkredit,
von dem noch rund CHF 70 Mio. übriggeblieben waren. Mit 185 zu 4 Stimmen sprach
sich der Nationalrat für eine Verlängerung des Darlehens bis 2019 aus. Dem
Mehrjahresprogramm des Bundes 2016-2023 zur Umsetzung der Neuen Regionalpolitik,
welches die Förderinhalte, die Förderschwerpunkte sowie die flankierenden
Massnahmen zur Neuen Regionalpoltik (NRP) definiert, fügte der Nationalrat auf
Vorschlag der WAK-NR eine Bestimmung zur Förderung nachhaltiger Innovation an. Ein
Minderheitsantrag Aeschi (svp, ZG) gegen die Aufnahme des Artikels blieb ohne Erfolg
und wurde bei 4 Enthaltungen mit 123 zu 66 abgelehnt. Beim Thema der Äufnung des
Fonds für Regionalentwicklung folgte die grosse Kammer dann aber wieder dem
Bundesrat und sprach sich dafür aus, diesen mit maximal CHF 230 Mio. zu speisen. Der
Antrag einer neuerlichen Minderheit Aeschi (svp, ZG), diesen Maximalbeitrag um CHF 10
Mio. zu kürzen, vermochte ausserhalb der SVP nur einzelne FDP-Exponenten zu
begeistern und war entsprechend chancenlos. Beim Bundesbeschluss über die
Finanzierung der Exportförderung, für die der Bundesrat CHF 89.6 Mio. bereitstellen
wollte, empfahl die WAK-NR dem Nationalrat, den Zahlungsrahmen um etwas mehr als
CHF 5 Mio. zu senken. Über einen Einzelantrag Bourgeois (fdp, FR), der den
bundesrätlichen Vorschlag unterstützte, musste nach einem Ordnungsantrag Meier-
Schatz (cvp, SG) ein zweites Mal abgestimmt werden. Am Ende folgte der Nationalrat mit
105 zu 86 Stimmen auch hier dem Bundesrat. Nur die SVP und die Grünliberalen hatten
geschlossen hinter der Reduktion bei der Exportförderung gestanden. Diskussionslos
ging die Abstimmung zum achten und letzten Bundesbeschluss des
Standortförderungspakets über die Bühne. Wie der Bundesrat will auch die grosse
Kammer in den kommenden vier Jahren CHF 16.4 Mio. in die Förderung der Information
über den Unternehmensstandort Schweiz stecken. Für die Medien kam der "Erfolg" des
Bundesrates wenig überraschend. Die NZZ fand in der Annahme der
Masseneinwanderungsinitiative und in der Aufhebung der Mindestkurses die Erklärung
für die Hemmungen bei bürgerlichen Politikern, grössere Kürzungen bei Fördergeldern
durchzusetzen. 20

In der Herbstsession 2015 beschäftigte sich dann auch der Ständerat mit dem Thema
der Standortförderung 2016-2019. Die beiden vom Nationalrat in der Sommersession
geschaffenen Differenzen fanden weder in der ständerätlichen Kommission für
Wirtschaft und Abgaben (WAK-SR), noch in der kleinen Kammer Unterstützung. Die
Kürzung der Finanzierung von E-Government-Aktivitäten für KMU lehnte der Ständerat
einstimmig ab, um, so die WAK-SR, den Bürokratieabbau voranzutreiben. Auch der neu
geschaffene Artikel 5a, mit dem die nachhaltige Innovation gestärkt werden sollte,
wurde wieder aus dem Mehrjahresprogramm zur neuen Regionalpolitik gestrichen.
Einen Antrag Recordon (gp, VD), der dem Nationalrat folgen wollte, lehnte die kleine
Kammer mit 12 zu 27 Stimmen ab. Dafür schuf der Ständerat seinerseits neue
Differenzen zum Vorschlag des Bundesrates. Beim Bundesbeschluss über die
Finanzhilfe an Schweiz Tourismus folgte er dem Vorschlag der WAK-SR, den
Zahlungsrahmen um CHF 9.5 Mio. auf CHF 230 Mio. zu erhöhen. Eine Minderheit Fetz
(sp, BS), die sich gegen eine Erhöhung aussprach, und ein Antrag Minder (parteilos, SH),
der sich für einen Zahlungsrahmen von CHF 270 Mio. stark machte, blieben ohne Erfolg.
Zudem war der Ständerat der Meinung, dass die Exportförderung nicht nur mit knapp
CHF 90 Mio., sondern mit CHF 94 Mio. unterstützt werden sollte. Wiederum waren eine
Minderheit Fetz, die dem Beschluss des Nationalrates zustimmen und damit dem
Bundesrat folgen wollte, und ein Antrag Minder, der die Exportförderung auf CHF 120
Mio. ausbauen wollte, unterlegen. Damit schickte der Ständerat, der in allen anderen
Punkten mit dem Nationalrat übereinstimmte, das Geschäft zur zweiten Lesung zurück
in die grosse Kammer. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.09.2015
DAVID ZUMBACH

In der letzten Woche der Herbstsession 2015 nahmen sich die beiden Räte dann der
Differenzbereinigung bei der Standortförderung 2016-2019 an. Den Anfang machte
der Nationalrat, der sich bei einer Enthaltung knapp mit 94 zu 92 Stimmen für einen
Mehrheitsantrag seiner Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK-NR) aussprach
und entsprechend an der Kürzung der Finanzierung von E-Government-Aktivitäten für
KMU festhielt. In diesem Punkt behielt eine Koaltion aus SVP, FDP und GLP die
Oberhand. Ebenfalls ohne Mehrheit blieb die vom Ständerat angenommene Erhöhung
der Finanzhilfe an Schweiz Tourismus. Ein entsprechender Minderheitsantrag de Buman
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(cvp, FR) wurde mit 78 zu 103 Stimmen (8 Enthaltungen) abgelehnt. Gleiches ereignete
sich im Falle des Nachhaltigkeitsartikels des Mehrjahresprogramms zur Umsetzung der
Neuen Regionalpolitik. Eine Minderheit Aeschi (svp, ZG), die bereits in der ersten
Lesung die Aufnahme des besagten Artikels verhindern wollte, unterlag mit 63 zu 127
Stimmen, da sie ausserhalb der SVP nur wenige Stimmen sammeln konnte. Zu einer
ersten Differenzbereinigung kam es indes bei der Frage über die Höhe der
Exportförderung. Der Stichentscheid des Nationalratspräsidenten Rossini (sp, VS)
entschied zugunsten einer Minderheit de Buman, die sich für eine Exportförderung in
der Höhe von CHF 94 Mio. eingesetzt hatte. Der Ständerat wich seinerseits in der
zweiten Lesung nicht von seinen Entscheidungen ab. In der zweiten Runde der
Differenzbereinigung machte erneut der Nationalrat Eingeständnisse. So stimmte er,
entgegen des Mehrheitsantrags der WAK-NR, für eine Erhöhung der Finanzhilfe an
Schweiz Tourismus. SP, CVP, Grüne und BDP triumphierten, weil nicht alle
Fraktionsmitglieder der SVP und FDP gegen die Erhöhung votierten. Daneben
schwenkte die grosse Kammer, auf Vorschlag der WAK-NR, auch beim Artikel 5a des
Mehrjahresprogramms zur neuen Regionalpolitik auf die Linie des Ständerates um.
Nachdem sich der Ständerat auch ein drittels Mal weigerte, die vom Bundesrat
vorgeschlagene Finanzierung von E-Government-Aktivitäten für KMU zu kürzen, musste
eine Einigungskonferenz einberufen werden. 22

Am 24. September 2015 wurde anlässlich der Einigungskonferenz zur
Standortförderung 2016-2019 eine Differenz beim Bundesbeschluss über die
Finanzierung der E-Government-Aktivitäten für kleine und mittelgrosse Unternehmen
(KMU) behandelt. Während der Ständerat stets am Vorschlag des Bundesrates
festgehalten hatte, wollte der Nationalrat die E-Government-Gelder von CHF 17.7 Mio.
auf CHF 12.4 Mio. kürzen. Die Einigungskonferenz sprach sich für den Antrag des
Bundesrates aus, der nochmals hervorhob, dass die vorgesehenen Gelder entscheidend
für die Sicherstellung des Bürokratieabbaus im KMU-Bereich seien. Letztendlich fügte
sich die grosse Kammer dann auch in diesem Punkt. Einzig 29 Vertreterinnen und
Vertreter der SVP-Fraktion stimmten gegen den Einigungsvorschlag. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.09.2015
DAVID ZUMBACH

Le Conseil fédéral a approuvé le message sur la promotion économique 2020-2023. En
continuité du message sur la promotion économique 2016-2019, le Conseil fédéral
demande une enveloppe de 373,1 millions de francs (374,2 millions de francs sur la
période 2016-2019). Il a défini des axes prioritaires afin de renforcer l’attrait de la place
économique helvétique. Tout d’abord, le Conseil fédéral souhaite renforcer sa
politique en faveur des PME, avec notamment le renforcement de la
cyberadministration afin de réduire les entraves administratives. Ensuite, il mise sur la
promotion du tourisme avec un encouragement de la numérisation et de l’innovation,
notamment par l’intermédiaire d’Innotour, ainsi qu’une aide financière de 220,5
millions de francs. Puis, le Conseil fédéral souhaite également renforcer la nouvelle
politique régionale (NPR). Finalement, un montant de 90,5 millions de francs est prévu
pour l’amélioration des conditions d’implantation d’entreprises étrangères en Suisse,
ainsi que la promotion des exportations. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.02.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Le message sur la promotion économique 2020-2023 est passé à la chambre du
peuple. Les parlementaires ont considéré qu'il s'inscrivait dans la continuité du
message sur la promotion économique 2016-2019, et qu'il répondait aux nouveaux
challenges de l'économie helvétique. Premièrement, le crédit de 21,7 millions pour la
cyberadministration a été adopté à l'unanimité. Ce crédit poursuit les efforts consentis
avec la création d'un guichet unique numérisé pour les PME. Deuxièmement, par 103
voix contre 79 et 2 abstentions, le Conseil national a décidé d'augmenter à 30 millions
le crédit alloué à Innotour pour la promotion du tourisme.  Selon les parlementaires du
PLR, du PDC et d'une majorité de l'UDC (41 voix), cette rallonge est nécessaire dans un
secteur en pleine mutation. Troisièmement, le Conseil national a accordé un crédit de
220,5 millions à Suisse Tourisme. Le PDC, le PBD et une minorité UDC (26 voix) ont
plaidé en vain pour une hausse de ce crédit. La proposition de hausse a été rejetée par
108 voix contre 69. Quatrièmement, le Conseil national a validé à l'unanimité le crédit
de promotion pour les exportations. Finalement, le crédit de 17,6 millions de francs
pour la promotion de la place économique a également adopté à l'unanimité. Le
message sur la promotion économique, légèrement remanié par le Conseil national,
passe à la chambre des cantons. 25
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Le Conseil des États s’est penché, à son tour, sur le message sur la promotion
économique 2020-2023. Tout d’abord, il a suivi à l’unanimité le Conseil fédéral et le
Conseil national en validant un crédit de CHF 21,7 millions pour la cyberadministration,
avec la création d’un guichet unique numérisé pour les PME, et de CHF 17,6 millions
pour la promotion de la place économique helvétique. Ensuite, la chambre des cantons
a adopté par 33 voix contre 13 la hausse de CHF 22,8 à 30 millions pour Innotour,
proposée par la chambre du peuple. Finalement, les sénateurs et sénatrices se sont
distinguées en rallongeant le crédit pour la promotion du tourisme et pour la
promotion des exportations. Par 33 voix contre 9, les sénateurs et sénatrices ont
augmenté l’enveloppe pour le tourisme de CHF 220,5 à 230 millions de francs. Les
sénateurs et sénatrices des cantons touristiques, comme le Valais, Berne, ou les
Grisons ont insisté sur la place prépondérante du tourisme dans l’économie helvétique.
Puis, par 33 voix contre 8, ils ont rallongé l’enveloppe pour les exportations de CHF
90,5 à 94 millions de francs. Au final, le Conseil des États, à la suite des premières
modifications du Conseil national, propose un crédit de CHF 393,3 au lieu des 373,1
millions initialement prévus pour la promotion économique par le Conseil fédéral. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Le message sur la promotion économique 2020-2023 est retourné à la chambre du
peuple. D’un côté, les parlementaires ont adopté tacitement la hausse de CHF 9,5
millions pour la promotion du tourisme, proposée par le Conseil des États. D’un autre
côté, ils ont refusé la hausse de l’enveloppe pour la promotion des exportations. Cette
hausse, proposée par le Conseil des États et soutenue par les parlementaires PDC n’a
pas eu d’écho au sein de la chambre du peuple. Elle a été balayée par 144 voix contre
44. Seules 4 voix PLR, 6 UDC et 6 PBD ont rejoint les voix du PDC. L’objet est donc
retourné à la chambre des cantons pour éliminer l’ultime divergence. Les sénateurs et
sénatrices se sont ainsi rallié-e-s à la proposition du Conseil national. Par conséquent,
l’enveloppe pour la promotion économique s’élève finalement à 389,8 millions de
francs. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Im April 2021 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Einführung einer
Regulierungsbremse. Das Anliegen basierte auf einer überwiesenen Motion der FDP-
Liberale-Fraktion (Mo. 16.3360) und wurde zusammen mit dem Vorentwurf zum
Unternehmensentlastungsgesetz den Vernehmlassenden unterbreitet. Einfache und
effiziente Regulierungen seien wichtig für attraktive wirtschaftliche
Rahmenbedingungen und vermeidbare Bürokratie sei abzubauen, erklärte der
Bundesrat in der Medienmitteilung. Die Regulierungsbremse, wie sie der Bundesrat im
Sinne der Motion vorschlug, würde zur Annahme gewisser neuer Regulierungen für
Unternehmen ein qualifiziertes Mehr im Parlament voraussetzen. Konkret würde eine
qualifizierte Mehrheit verlangt, wenn mindestens 10'000 Unternehmen von der
Regulierung betroffen wären oder wenn eine Regulierung innerhalb von zehn Jahren zu
Gesamtkosten von mehr als CHF 100 Mio. führen würde. Bereits im
Vernehmlassungsschreiben äusserte der Bundesrat jedoch Vorbehalte, da für die
Einführung der Regulierungsbremse eine Verfassungsänderung sowie Anpassungen im
ParlG erforderlich würden. Die Vernehmlassung dauerte bis Mitte August 2021. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.04.2021
MARCO ACKERMANN

Im Dezember 2022 präsentierte der Bundesrat die Botschaft zum neuen
Unternehmensentlastungsgesetz (UEG). Er schlug vor, dass bei
Entscheidungsprozessen von Bundesrat und Parlament künftig Regulierungsfolgekosten
für Unternehmen transparenter ausgewiesen werden müssen, wodurch diese mehr
Beachtung erhalten sollten. Bestehende Regulierungen sollen zudem auf ihr
Entlastungspotential hin überprüft werden. Des Weiteren sah der Bundesrat vor, dass
Behörden im Vollzug von Bundesrecht ihre Dienstleistungen auf einer nationalen
Plattform im Sinne eines «One-stop-shop-Prinzips» anbieten müssen – verschiedenste
Dienstleistungen, welche zuvor bei unterschiedlichen Anlaufstellen zu finden waren,
sollen also neu auf einer einzigen Plattform angezeigt werden. Dadurch könnten die
Unternehmen Behördengänge einfach, zentral und mithilfe eines einzigen Log-ins
abwickeln. Vor allem kleinere und mittlere Unternehmen sollen damit administrativ
entlastet werden. Die Vorlage sowie auch die vorgesehenen Massnahmen waren in der
Vernehmlassung auf breite Zustimmung gestossen. 
Die in der Vernehmlassungsvorlage ebenfalls enthaltene Regulierungsbremse, die von
einer angenommenen Motion der FDP.Liberalen-Fraktion (Mo. 16.3360) verlangt worden
war, präsentierte der Bundesrat in einer separaten Botschaft. 29
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Im Januar 2023 präsentierte der Bundesrat die Botschaft zur Standortförderung
2024-2027. In diesem Zeitraum sollen mit total CHF 664 Mio. insgesamt 23 konkrete
Aktivitäten angegangen werden. Ziele der Standortförderung sind die Verbesserung der
Rahmenbedingungen für KMU, die Stärkung der Regionen, der Beitrag zur nachhaltigen
Entwicklung, die Nutzung von Chancen der Digitalisierung und die Stärkung der
Attraktivität des Wirtschafts- und Tourismusstandorts Schweiz.
Im Bereich der KMU-Politik plante der Bundesrat konkret, die Behördenplattform
«EasyGov.swiss» auszubauen. Eine entsprechende Forcierung jener Internetplattform
hatte der Bundesrat bereits im Rahmen des Unternehmensentlastungsgesetzes (BRG
22.082) angekündigt. Behördengänge für Unternehmen sollen damit erleichtert und an
einer zentralen Stelle abgewickelt werden können. Bei der Tourismuspolitik lagen die
Schwerpunkte bei der Investitionsförderung, der nachhaltigen Entwicklung, bei der
digitalen Transformation sowie bei der Umsetzung des Recovery-Programms im
Nachgang an die Covid-19-Pandemie. Im Bereich der NRP sollen die bisherigen
Schwerpunkte Industrie und Tourismus beibehalten werden. Schliesslich soll eine
Weiterentwicklung des Angebots zur Unterstützung der Exportwirtschaft durch eine
Koordination verschiedener involvierter Stellen (im Sinne von «Team Switzerland»)
erfolgen.
Mit der Umsetzung der Standortförderung im Rahmen der KMU-Politik, der
Tourismuspolitik, der NRP und der Aussenwirtschaftsförderung werden beispielsweise
das SECO, die Bürgschaftsgenossenschaften, die Schweizerische
Exportrisikoversicherung, die Schweizerische Gesellschaft für Hotelkredit, Schweiz
Tourismus und Switzerland Global Enterprise beauftragt. 30
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Die Botschaft zum neuen Unternehmensentlastungsgesetz stiess in der zuständigen
WAK-SR im Frühling 2023 auf positive Resonanz. Stillschweigend trat diese auf die
Vorlage ein, mit welcher der Bundesrat beabsichtigte, die Regulierungskostenbelastung
von Unternehmen zu senken. Auch die SPK-SR erachtete die Vorlage – im Gegensatz zur
ähnlich gelagerten Regulierungsbremse (BRG 22.083) – als zielführend. 
Die zuständige WAK-SR beschäftigte sich indes in der Detailberatung vorwiegend mit
drei Punkten: 
Erstens war es ihr wichtig zu präzisieren, dass nicht nur der Bundesrat in der Pflicht
stehe, bei Entwürfen die Regulierungskosten zu berücksichtigen, sondern dass auch das
Parlament im Rahmen der Arbeiten von parlamentarischen Initiativen eine solche
Überprüfung vorzunehmen habe. Zweitens beschäftigte die Kommission die Frage, ob
eine unabhängige Prüfstelle zur Kontrolle der Plausibilität der
Regulierungskostenschätzungen geschaffen werden müsse. Während eine
Kommissionsmehrheit befürchtete, dass damit der Gesetzgebungsprozess komplexer
werde und die Prüfstelle zu mehr Bürokratie führe, war eine Minderheit der Ansicht,
dass dadurch die Qualität der Kostenschätzungen steigen würde. Mit 8 zu 5 Stimmen
sprach sich die Kommission schliesslich gegen ein solches Organ aus. Drittens
beantragte die Kommission mit 9 zu 4 Stimmen, die Folgekostenschätzungen auf Private
auszuweiten, da auch diese unter Regulierungskosten litten. Eine Minderheit
befürchtete jedoch eine zu starke Belastung für die Verwaltung, falls der
Geltungsbereich des Gesetzes entsprechend vergrössert werde, und wollte
infolgedessen auf eine solche Ausweitung verzichten. In der Gesamtabstimmung
stimmte die Kommission dem Entwurf mit 7 zu 4 Stimmen bei 2 Enthaltungen zu. 31
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Die bundesrätliche Botschaft zur Standortförderung für die Vierjahresperiode
2024–2027 kam in der vorberatenden WAK-NR gut an. Die Botschaft beinhaltete sechs
Finanzierungsbeschlüsse (zwei Verpflichtungskredite und vier Zahlungsrahmen) für die
Standortpromotion, für die Exportförderung, für Innotour, für E-Government-
Aktivitäten im Sinne von KMU-Entlastungen, für Finanzhilfen an Schweiz Tourismus und
für die Einlage in den Fonds für Regionalentwicklung. Zudem soll als siebtes Element die
Umsetzung der Neuen Regionalpolitik mit dem Mehrjahresprogramm 2021–2031
festgelegt werden. Während die mitberichtende FK-SR Anträge zur Kürzung der
Beiträge in der Höhe von CHF 30.83 Mio. stellte, forderten diverse Minderheiten in der
WAK-NR höhere Beiträge für die genannten Bereiche. Die Kommissionsmehrheit
beantragte ihrem Rat jedoch, die Beiträge weder zu kürzen noch zu erhöhen und damit
den bundesrätlichen Plänen in der Höhe von CHF 646.13 Mio. zu folgen. 

In der Sommersession 2023 beriet der Ständerat als Erstrat das Paket zur
Standortförderung 2024–2027. WAK-Kommissionssprecher Hans Wicki (fdp, NW)
erläuterte zu Beginn, dass die sieben Entwürfe von grosser Tragweite seien, um die
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touristische Förderung weiterzuführen und auszudehnen. Für verschiedenste
Landesteile sei der Tourismus eine systemrelevante Branche und aufgrund vieler
Herausforderungen brauche es gezielte Massnahmen zur Standortförderung.
Stillschweigend trat die kleine Kammer auf die Beratungen ein. Vier von insgesamt
sieben Bundesbeschlüssen stimmte das Stöckli in seiner hundert-minütigen Debatte
jeweils einstimmig mit 43 zu 0 Stimmen zu (namentlich den Bundesbeschlüssen über
die Finanzierung der E-Government Aktivitäten zugunsten von KMU 2024–2027, über
die Finanzierung von Innotour 2024–2027, über die Festlegung des
Mehrjahresprogramms des Bundes 2023–2031 zur Umsetzung der Neuen
Regionalpolitik sowie zur Standortpromotion 2024–2027). Für mehr Diskussionen
sorgten hingegen die übrigen drei Teile der Vorlage. 
Eine Anpassung am bundesrätlichen Entwurf nahm der Ständerat erstens bei der Höhe
der Finanzhilfen an Schweiz Tourismus vor. Während der Bundesrat und die
Kommissionsmehrheit für die Jahre 2024–2027 einen Betrag von CHF 233 Mio.
sprechen wollten, der ungefähr dem Betrag aus der Vorperiode entsprach, entschied
sich der Ständerat für eine leichte Erhöhung auf CHF 246 Mio. und gab damit einem
Antrag Chassot (mitte, FR) grünes Licht. Abgelehnt hatte der Rat hingegen einen
Minderheitsantrag Wicki, den Beitrag gar auf CHF 258 Mio. zu erhöhen. Während die
Minderheit Wicki mit den zusätzlichen CHF 25 Mio. den Teuerungsausgleich, den hohen
Koordinationsaufwand sowie diverse Zusatzaufgaben finanzieren wollte, erachtete
Isabelle Chassot nur den Teuerungsausgleich und eine Förderung des nachhaltigen
Marketings zur Verhinderung von Overtourism als nötig. Diese Meinung teilte der
Ständerat mit 22 zu 20 Stimmen bei 1 Enthaltung. 
Eine zweite Anpassung, die ebenfalls die Höhe der finanziellen Mittel betraf, nahm der
Ständerat zweitens beim Bundesbeschluss über weitere Einlagen in den Fonds für die
Regionalentwicklung vor. Anstatt den Zahlungsrahmen für die Jahre 2024–2031 bei CHF
217.3 Mio. festzusetzen, erhöhte der Rat diesen Betrag einer Minderheit Engler (fdp, GR)
folgend auf CHF 230 Mio. Der neue Zahlungsrahmen stimmte damit mit demjenigen der
vorangehenden Periode überein. Während die Kommissionsmehrheit die vom
Bundesrat vorgesehenen rund CHF 217 Mio. als ausreichend erachteten, warnte Engler
davor, das «Tafelsilber der Regionalpolitik» mit Beitragskürzungen zu verscherbeln. Mit
23 zu 20 Stimmen votierte das Stöckli für den Minderheitsantrag. 
Drittens hiess der Ständerat mit 30 zu 11 Stimmen bei 1 Enthaltung im Rahmen der
Beratungen für den Bundesbeschluss über die Finanzierung der Exportförderung für
die Jahre 2024–2027 einen Einzelantrag Würth (mitte, SG) gut. Mit der Ergänzung soll
der Bund die Exportfördermassnahmen auch dem ersten Sektor zugutekommen lassen.
Keinen Anklang fand hingegen eine Minderheit Hegglin (mitte, ZG), welche den
Zahlungsrahmen bei der Exportförderung nicht bei CHF 99 Mio., sondern bei den
bisherigen rund CHF 95 Mio. ansetzen wollte.

In beinahe allen Gesamtabstimmungen der sieben Teilbereiche herrschte jeweils
Einstimmigkeit. Der Ständerat erhöhte somit den bundesrätlichen Gesamtförderbetrag
von gut CHF 646 Mio. auf CHF 670 Mio. Als Zweitrat wird sich in der Folge der
Nationalrat mit den sieben Teilvorlagen beschäftigen. 32

In der Sommersession 2023 beriet der Ständerat den bundesrätlichen Entwurf für ein
neues Unternehmensentlastungsgesetz als Erstrat in einer eineinhalbstündigen
Debatte. Nachdem die kleine Kammer stillschweigend auf die Detailberatung
eingetreten war, folgte sie durchwegs den Anträgen ihrer Kommission. 

Kommissionssprecher Stefan Engler (mitte, GR) erläuterte zu Beginn der Debatte, dass
der Bundesrat mit der Vorlage einerseits die Regulierungsbelastung für Unternehmen
reduzieren und andererseits die Digitalisierung von Behördenleistungen stärken
möchte. Erstens sollten dazu Regulierungsgrundsätze festgelegt werden, die als
Leitlinien für die Evaluation von bestehenden und neuen Normen herangezogen werden
sollen. Zweitens sollten Prüfpflichten für Vereinfachungen bei der Erarbeitung neuer
Erlasse definiert werden, drittens Vorgaben zur Schätzung der Regulierungskosten
gemacht und viertens ein Monitoring für die Belastung erstellt werden. Des Weiteren
sollen fünftens mit Studien und periodischen Berichten Entlastungsvorschläge vorgelegt
werden. Schliesslich sollten als sechstes Element, im Sinne der Digitalisierung,
Behördendienstleistungen – insbesondere über die Plattform EasyGov – vereinfacht
werden. Wirtschaftsminister Guy Parmelin hob hervor, dass das Gesetz zentral sei, um
attraktive wirtschaftsfreundliche Rahmenbedingungen setzen zu können und sowohl
bestehende als auch neue Gesetze auf ihr Entlastungspotential hin zu prüfen. Die
Schweiz sei zwar international gesehen sehr innovativ, die Regulierungslast sei aber
hoch und die Digitalisierung in diesem Bereich noch tief. 
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Der Ständerat befasste sich in der Folge mit je zwei Mehr- und Minderheitsanträgen aus
der Kommission sowie einem Einzelantrag Minder (parteilos, SH). Letzterer verlangte
eine Anpassung des Gesetzestitels zu «Regulierungsevaluationsgesetz», da er dieses
nicht als Kostenentlastung für die Unternehmen, sondern als Aufblähung der Verwaltung
erachtete. Das kleine «Regulierungsmonster», das gemäss Botschaft Kosten in der
Höhe von CHF 1.5 Mio. bis CHF 4.3 Mio. verursache, zeige die paradoxe Situation auf,
dass nicht einmal die Kosten für diese neue Verwaltungsaufgabe geschätzt werden
könnten. Der Rat lehnte jedoch die Anpassung des Titels mit 28 zu 11 Stimmen bei 2
Enthaltungen ab. 
Während eine Kommissionsmehrheit forderte, dass bei der Ausarbeitung neuer
Gesetze im Sinne von volkswirtschaftlichen Kosten auch die Folgen für Private
einbezogen werden, sprach sich eine Minderheit Germann (svp, SH) gegen diesen
Zusatz aus, da dadurch das Gesetz verwässert werde und der Arbeitsaufwand
zunehmen würde. Pirmin Bischof (mitte, SO) betonte hingegen, dass Gesetze in erster
Linie «für die Menschen in diesem Lande» geschrieben würden, weshalb diese
Ergänzung angebracht sei. Mit 27 zu 17 Stimmen folgte die kleine Kammer der
Kommissionsmehrheit und dehnte damit den Radius für Folgekostenschätzungen aus. 
Schliesslich befasste sich der Rat mit einem Minderheitsantrag Wicki (fdp, NW) zur
Schaffung einer verwaltungsunabhängigen Prüfstelle für die Plausibilität der
Regulierungskostenschätzungen der Bundesverwaltung, da ein Vieraugenprinzip die
Schätzungen verbessere. Ein solcher «Preisüberwacher für Regulierungen», wie
Kommissionssprecher Engler die geforderte Behörde im Rat bezeichnete, erachtete die
Kommissionsmehrheit nicht als nötig, da die Verwaltung jederzeit zusätzlich
Expertinnen und Experten für adäquate Schätzungen beiziehen könne. Mit 14 zu 30
Stimmen folgte der Ständerat auch hier seiner Kommissionsmehrheit und lehnte das
zusätzliche Kontrollorgan ab.

In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat das Gesetzespaket mit 28 zu 9 Stimmen
bei 4 Enthaltungen an, wobei die ablehnenden Stimmen und Enthaltungen von
Ständerätinnen und Ständeraten verschiedenster Fraktionen stammten. Gleichzeitig
schrieb der Rat die dazugehörige Motion Sollberger (svp, BL; Mo. 16.3388) ab. Die
modifizierte Vorlage mit dem Zusatz der erweiterten Prüfung für Private ging damit an
den Nationalrat. 33

Lors de la session d'été, le Conseil des États s'est penché sur une enveloppe de CHF
672 millions de francs dans le cadre de la promotion économique de la Confédération
pour la période 2024 à 2027. Cette initiative vise à renforcer la compétitivité des PME
et des régions du pays. Les cinq principaux objectifs du projet sont l'amélioration des
conditions-cadres des PME, le renforcement des régions, la contribution au
développement durable, la valorisation des opportunités du numérique et le
renforcement de l'attractivité de la place économique et touristique suisse.
Le ministre de l'Économie, Guy Parmelin, a souligné la nécessité de développer des
instruments performants dans le contexte post-Covid et des événements tels que la
guerre en Ukraine, soulignant l'impact sur les exportations et le tourisme. Ce secteur a
été particulièrement discuté, avec une enveloppe prévue de CHF 233 millions de francs
pour Suisse Tourisme. Les débats ont été animés, notamment avec les interventions
d'Isabelle Chassot (centre, FR), qui a plaidé pour un montant suffisant pour relever les
défis post-pandémiques et demeurer concurrentiel à l'internationale. Erich Ettlin
(centre, OW) a demandé une augmentation de 25 millions, tandis que la Fribourgeoise a
suggéré 13 millions supplémentaires. Son compromis a été accepté par 22 voix contre
20 et 1 abstention, malgré des opinions divergentes au sein des partis. 
Dans le domaine de la cyberadministration, un montant de CHF 32.8 millions a été
alloué, avec un accent particulier mis sur le développement de la plateforme
EasyGov.swiss. Guy Parmelin a souligné que cette initiative contribuerait à réduire les
charges administratives des entreprises. Sur ce point, Hans Wicki (plr, NW) a noté que
cela représente une plus-value pour les PME, soulignant la nécessité d'une
administration publique moderne et efficace. En outre, les sénateurs ont approuvé
d'autres crédits, notamment pour l'encouragement de l'innovation (CHF 45.4 millions),
la promotion des exportations (CHF 99 millions) et la promotion de la place
économique (CHF 18.5 millions). Enfin, la Chambre des cantons a également donné son
approbation à un arrêté fédéral relatif à l'établissement du programme pluriannuel de
la Confédération pour la période 2024 à 2031 concernant la mise en œuvre de la
Nouvelle politique régionale (NPR). Au tour du Conseil national de se pencher sur le
projet. 34
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Lors de la session d'automne, le Conseil national a approuvé le message sur la
promotion économique pour la période 2024-2027 à hauteur de CHF 646 millions.
L'objectif principal de ce message est de renforcer la compétitivité des petites et
moyennes entreprises (PME) ainsi que des régions. Les cinq objectifs-clés du projet ont
été présentés par le ministre de l'économie, Guy Parmelin. Il s'agit d'améliorer les
conditions-cadres des PME, de renforcer les régions, de contribuer au développement
durable, d'exploiter les opportunités offertes par le numérique et d'accroître
l'attractivité de la place économique et touristique suisse.
Dans le cadre de la procédure de co-rapport, la Commission des finances du Conseil
national (CdF-CN) a préalablement examiné les aspects financiers liés à la promotion
économique pour la période 2024-2027. La majorité de la commission a recommandé à
la Commission de l'économie et des redevances (CER-CN) et au Conseil national
d'approuver les crédits d'engagement ainsi que les plafonds de dépenses, s'élevant au
total à CHF 646.13 millions, conformément à la proposition du Conseil fédéral.
Lors des délibérations, Olivier Feller (plr, VD) a rappelé, au nom de la CER-CN, que pour
la période de 2020 à 2023, un budget d'environ CHF 399 millions a été alloué. En
contraste, le vaudois a souligné que les quatre années suivantes se concentreraient
davantage sur les aspects de durabilité et de numérique. Marcel Dettling (udc, SZ), co-
rapporteur de cette commission, a déclaré que la promotion économique de la
Confédération demeure un outil essentiel pour renforcer l'attractivité de la place
économique suisse. La gauche, soutenue par les Vert'libéraux, a insisté sur la nécessité
de remédier à la pénurie de main-d'œuvre qualifiée, en mettant l'accent sur
l'amélioration de la garde d'enfants, tandis que les Vert-e-s ont cherché à rendre la
promotion économique plus durable. De l'autre côté, l'UDC a estimé que les crédits
alloués étaient «marginaux», plaidant plutôt en faveur de moins de réglementations et
de baisses d'impôts pour les entreprises.
Concernant le secteur du tourisme et le développement régional, le montant prévu par
le Conseil fédéral de CHF 233 millions pour Suisse Tourisme a été augmenté de CHF 13
millions par les sénateurs et sénatrices lors de la session d'été. Favorable à cette
augmentation, le centriste Fabio Regazzi (centre, TI) a avancé l'argument du maintien de
la Suisse en tant que destination de premier plan face à la concurrence internationale.
Jean-Pierre Grin (udc, VD) a opposé qu'il était important de rester fidèle à l'enveloppe
gouvernementale d'origine afin d'éviter des réductions budgétaires ailleurs. Cette
position l'a emportée avec un vote de 145 voix (l'ensemble des élu.e.s Vert-es et
Vert'libéraux, 37 du PS, 46 UDC, 16 PLR et 3 du Centre) contre 42 (25 du Centre, 12 PLR,
4 UDC et 1 PS). 
Un autre point de débat a concerné le montant attribué au Fonds de développement
régional (FDR) pour la période 2024-2031. Le Conseil fédéral avait initialement proposé
CHF 217.3 millions, mais la chambre haute a ajouté CHF 12.7 millions lors de la session
d'été. Certains parlementaires, comme Kilian Baumann (vert-e-s, BE), ont plaidé en
faveur d'une augmentation des fonds pour soutenir les régions rurales et favoriser un
rééquilibrage entre les centres et les zones périphériques ; en revanche, le PLR, le PVL,
une partie de la gauche et de l'UDC ont exprimé leur souhait de réduire le crédit à CHF
150 millions, estimant que le fond était déjà suffisamment doté. Finalement, par un vote
de 103 voix contre 69, l'enveloppe gouvernementale d'origine a été maintenue.
Lors des discussions sur la cyberadministration, les crédits alloués à la promotion des
exportations (CHF 99 millions) et à la promotion de la place économique (CHF 18,5
millions) ont été sujets à débat. La première enveloppe a été acceptée avec la condition
de tenir compte des défis spécifiques du secteur agroalimentaire, bien que la gauche
se soit opposée à un soutien sectoriel. De plus, la tentative de la gauche de réduire de
moitié le budget de la promotion de la place économique n'a pas abouti. En revanche,
le reste des crédits n'a pas rencontré d'opposition significative : un montant de CHF
32.8 millions a été alloué au domaine de la cyberadministration, avec l'objectif principal
de développer la plateforme EasyGov.swiss. Petra Gössi (plr, SZ) a souligné l'importance
d'une «administration publique moderne», rappelant que la Suisse a du retard en la
matière.
Au final, les députés de la chambre basse ont approuvé une enveloppe totale de CHF
646 millions. Le Conseil des Etats devra se pencher à nouveau sur le projet. 35
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Lors de la session d'automne, le Conseil des Etats a approuvé un budget de CHF 646
millions de francs pour la promotion économique pour la période 2024-2027.
L'objectif de ce budget est de renforcer la compétitivité des petites et moyennes
entreprises (PME) ainsi que des régions. Les crédits relatifs à la promotion des
exportations (CHF 99 millions), à la promotion de la place économique (CHF 18,5
millions), au développement de la cyberadministration (CHF 32,8 millions) et à
l'encouragement de l'innovation (CHF 45,4 millions) ont été approuvés. Le Parlement a
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également donné son aval à un arrêté fédéral lié à l'établissement du programme
pluriannuel de la Confédération pour la période 2024-2031, qui est associé à la mise en
œuvre de la Nouvelle politique régionale (NPR).
Toutefois, des divergences persistaient encore entre les deux chambres. Celles-ci
portent sur le financement de Suisse Tourisme pour la période 2024-2027 et les
contributions supplémentaires au Fonds de développement régional (FDR). Lors des
débats, Hans Wicki (plr, NW), au nom de la Commission de l'économie et des
redevances du Conseil des États (CER-CE), a métaphoriquement comparé sa position à
celle d'un violoniste sur le Titanic, soulignant la difficulté de parvenir à un accord.
Malgré deux divergences majeures pendant la session estivale (le Conseil fédéral
proposait CHF 233 millions pour Suisse Tourisme, tandis que le Conseil des États a
demandé CHF 13 millions de plus lors de la session d'été ; le gouvernement prévoyait
CHF 217,3 millions pour le Fonds de développement régional, mais la chambre des
cantons souhaitait CHF 12,7 millions de plus), le Conseil national n'a pas suivi les
recommandations du Conseil des Etats. La commission a souligné que les prévisions
budgétaires actuelles du gouvernement appuyaient la viabilité des montants proposés.
En réponse, le ministre de l'économie Guy Parmelin a souligné que «la politique, c'est
l'art du possible» et a encouragé à suivre les décisions du Conseil national et du Conseil
fédéral afin d'éliminer les divergences. Le vaudois a justifié les CHF 233 millions de
francs proposés en mettant en avant l'amélioration de la situation financière de la
Confédération depuis la crise du COVID-19. Les résolutions ont été finalement
adoptées par la chambre haute. 36

Suite à sa validation par le Conseil des États lors de la session d'été, Le Conseil national
a soutenu la loi fédérale sur l'allégement des coûts de la réglementation pour les
entreprises (LACRE) ainsi que la poursuite de la numérisation des services
administratifs lors de la session d'automne par 121 voix pour (l'ensemble des élu.e.s de
l'UDC, du PLR, du Centre et des Vert'libéraux), 41 contre (l'ensemble des élu.e.s du PS et
4 des Vert-e-s) et 24 abstentions (Vert-e-s). 
Le ministre de l'économie, Guy Parmelin, a ouvert le débat en exposant clairement
l'objectif du projet : « nous voulons alléger la charge des entreprises et avancer dans la
numérisation des prestations étatiques ». Le vaudois a également rappelé que, depuis
deux décennies, de nombreux projets visant à simplifier la bureaucratie se sont enlisés
dans les débats politiques.
L'opposition au projet fut vive, notamment de la part du PS. Samuel Bendahan (ps, VD) a
qualifié le projet de « kafkaïen et tentaculaire », le comparant aux « douze travaux
d'Astérix », s'inquiétant du risque d'augmentation du travail administratif et de la
nécessité d'une révision constante par des spécialistes. Néanmoins, la proposition de
ne pas entrer en matière sur le projet a été rejetée par 137 voix contre 36. Les
député.e.s ont également rejeté l'idée de renvoyer le projet au Conseil fédéral, comme
le souhaitait le PS, qui aurait préféré une loi sur le renforcement du pouvoir d'achat et
l'allègement de la classe moyenne. Cédric Wermuth (PS / AG) a alerté sur le risque que
les Suisses et Suissesses n'aient plus d'argent à dépenser, ce qui pourrait mettre en
danger les PME.
Lors du débat, Sophie Michaud Gigon (vert-e-s, VD) a plaidé en faveur de
l'élargissement des mesures destinées à réduire la bureaucratie, tout en exprimant des
réserves quant à la réelle simplification de la vie des PME grâce au projet. Guy Parmelin
a répondu en rappelant que le projet ne résoudrait pas tous les défis, mais a insisté sur
l'importance de ne pas surcharger l'initiative. Olivier Feller (plr, VD) a souligné, au nom
de la commission, la nécessité de maintenir l'allègement des entreprises au coeur du
projet. Markus Ritter (centre, SG) a martelé que les propositions de la gauche visant à
élargir le projet étaient inappropriées, expliquant qu'il est incohérent de critiquer un
projet en le qualifiant d'inutile tout en demandant simultanément son élargissement.
Jürg Grossen (pvl, BE) a pour sa part insisté sur l'urgence de progresser, soulignant que
les entreprises innovantes étaient actuellement freinées par la bureaucratie, ce qui
représente un risque pour l'innovation, la compétitivité et l'attractivité des entreprises.
Daniela Schneeberger (plr, BL) a également appuyé cette notion au nom du PLR.
Le Conseil fédéral a ensuite rappelé qu'il aspire à ce que l'administration fédérale
identifie systématiquement les possibilités d'allégement des réglementations, qu'elles
soient nouvelles ou en place. Un système de suivi des coûts est prévu par le
gouvernement pour surveiller les impacts financiers des réglementations sur les
entreprises. De plus, le Conseil fédéral a souligné qu'il envisage de promouvoir la
numérisation des services administratifs pour les entreprises grâce au guichet virtuel
EasyGov; cette initiative devrait permettre aux entreprises d'accéder à toutes les
prestations administratives via un compte unique.
Suivant le Conseil des États, la mise en place d'un organe de contrôle indépendant a été
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rejeté par les député.e.s avec un vote de 91 voix contre (l'ensemble des élu.e.s
socialistes et vert-e-s, 22 élu.e.s UDC et 4 du Centre), 89 voix pour (l'ensemble des
élu.e.s PLR et Vert'libéraux, 27 élu.e.s UDC, 20 du Centre) et 3 abstentions (UDC). Cet
organe aurait été chargé de vérifier la précision des estimations de coûts pour les
entreprises formulées par l'administration. Le ministre de l'économie a noté que les
coûts de la réglementation sont déjà sujet à des contrôles à toutes les étapes du
processus. Cependant, la chambre basse a rejeté la proposition du Conseil des États
d'obliger l'administration à estimer non seulement les coûts de la réglementation pour
les entreprises, mais aussi pour les particuliers tels que les consommateurs et les
contribuables. Guy Parmelin a souligné que cette décision du Conseil des États
entraînerait une charge de travail considérable pour l'administration, tandis qu'Olivier
Feller a rappelé que cette loi ne concernait que les entreprises.
Le dossier retourne désormais aux Conseil des États. 37

Le Conseil des Etats a éliminé la dernière divergence sur la loi fédérale sur
l'allégement des coûts de la réglementation pour les entreprises (LACRE). Lors du
débat, le conseiller aux États Stefan Engler (centre / GR) a exposé la situation au nom de
la commission (CER-CE). Le centriste a d'abord rappelé que la chambre basse s'est
opposée à la proposition d'imposer à l'administration d'estimer les coûts de la
réglementation non seulement pour les entreprises, mais également pour les
particuliers, en raison de la crainte d'une charge administrative substantielle. Le
sénateur a également noté que les coûts pour les entreprises finissent par affecter les
consommateurs et consommatrices, soulignant l'importance pour ces derniers de
connaître et de minimiser les coûts causés par les régulations. En réponse, Guy
Parmelin a approuvé ces observations, soulignant que les réglementations touchent
non seulement les entreprises mais aussi les particuliers. Le ministre de l'économie a
également noté que les coûts de la réglementation pour les particuliers font déjà l'objet
d'examens et a invité la chambre haute à éliminer cette dernière divergence.
Lors du vote final, la chambre haute a approuvé la LACRE par 35 voix favorables
(l'ensemble des élu.e.s de l'UDC, du PLR et du Centre), 5 voix défavorables (élu.e.s du
PS) et 4 abstentions (3 élu.e.s Vert-e-s et 1 PS) 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
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En septembre 2023, le Conseil National a approuvé en vote final la loi fédérale sur
l'allégement des coûts de la réglementation pour les entreprises (LACRE) par 127 voix
favorables (l'ensemble des élu.e.s de l'UDC, du PLR, des Vert'libéraux, du Centre), 40
voix défavorables (38 élu.e.s du PS et 2 Vert-e-s), et 29 absentions (28 Vert-e-s et 1 PS).
La chambre basse obtient ainsi gain de cause concernant la suppression de l'estimation
des coûts pour les particuliers par l'administration, appuyée par la demande de Guy
Parmelin faite au Conseil des Etats d'éliminer les divergences. Le délai référendaire a
expiré le 18 janvier 2024, sans qu'un référendum n'ait été invoqué. 39
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Gesellschaftsrecht

Etant donné l'entrée en vigueur, en 2011, sur le marché européen, d'une nouvelle
directive, le Conseil fédéral a soumis au Parlement une révision totale de la loi sur les
produits de construction (LPCo). Face aux enjeux économiques et à l'importance de
l'accord bilatéral sur la reconnaissance mutuelle en matière d'évaluation de
conformité, les deux chambres se sont pliées à la proposition du Conseil fédéral. Le
Conseil des Etats l'a adoptée par 36 voix contre 4 et 2 abstentions. Puis, le Conseil
national l'a validée par 123 voix contre 48 et 7 abstentions. Au final, les craintes des
PME, qui ont trouvé écho dans les requêtes des députés UDC, n'ont pas convaincu.
Seule une motion sur la définition d'une "microentreprise" a été adoptée lors du
débat. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil national a accepté, par 182 voix contre 0, la modification de la loi sur les
aides financières aux organisations de cautionnement en faveur des petites et
moyennes entreprises. Cette adaptation concrétise la motion Comte (plr, NE) 15.3792.
Concrètement, elle augmente le plafond de cautionnement de 500'000 à 1 million de
francs et réoriente le principe de subsidiarité des mesures des cantons vers le marché
des crédits. Elle permet ainsi d'améliorer les conditions-cadres pour les PME.
Parallèlement, le Conseil national a également accepté l'abrogation de la loi fédérale sur
l'octroi de cautionnements et de contributions au service de l'intérêt dans les régions
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de montagne et le milieu rural en général. En effet, cette loi était devenue obsolète
depuis l'introduction, en 2008, de la nouvelle politique régionale de la Confédération. 41

Wirtschaftsordnung

La chambre des cantons a confirmé la décision du Conseil national. Elle a adopté à
l’unanimité la loi sur les aides financières aux organisations de cautionnement en
faveur des petites et moyennes entreprises. Les PME auront donc un accès facilité à un
crédit bancaire grâce au doublement du plafond de cautionnement de 500'000 à 1
millions de francs. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
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L'objectif de la révision de la loi sur les marchés publics est d'harmoniser les règles
d'adjudication des marchés publics afin notamment de s'aligner sur les nouvelles
exigences de l'Organisation mondiale du commerce (OMC). Le projet de révision a
continué les aller-retours entre la chambre des cantons et celle du peuple. Si plusieurs
points de divergences ont pu être réglé, la principale pierre d'achoppement devra être
débattue en conférence de conciliation. En effet, les deux chambres n'ont pas réussi à
s'accorder sur la prise en compte des différences de prix entre la Suisse et l'étranger,
avec comme débat sous-jacent, la protection des PME helvétiques. 
D'abord, les deux chambres se sont accordées sur le concept d'offre «la plus
avantageuse». Le Conseil des Etats a renoncé à préciser que cette offre doive
présenter le meilleur rapport qualité-prix. Ensuite, pour la protection des travailleurs
les sénateurs se sont alignées, par 20 voix contre 17, sur la volonté du Conseil national.
Les règles à respecter seront celles où a lieu la prestation. Puis, la chambre du peuple a
estimé, par 121 voix contre 60, que la vérification du prix pour les marchés adjugés de
gré à gré d'au moins 1 millions pouvait être régie par ordonnance. Elle s'aligne donc sur
la volonté du Conseil des Etats. Finalement, le champ d'application de la réforme a été
révisé. D'un côté, le Conseil national a consenti à exclure la caisse de prévoyance de la
Confédération, PUBLICA, du champ d'application. D'un autre côté, le Conseil des Etats
a accepté qu'un marché sectoriel soumis à une concurrence de marché n'ait pas à se
soumettre à la loi. Au final, les deux chambres se retrouvent en conférence de
conciliation pour débattre de la prise en compte de la différence des prix. 43

BUNDESRATSGESCHÄFT
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GUILLAUME ZUMOFEN

Geld, Währung und Kredit

Banken

Pour faire face à la crise du Covid-19, le Conseil fédéral a mis en place un accès rapide
et simple à des crédits bancaires pour les entreprises helvétiques. Cette ordonnance
d'urgence a échu fin septembre 2020. Afin d'éviter des lacunes réglementaires, une
nouvelle base légale a été soumise au Parlement. Cette nouvelle loi sur les
cautionnements solidaires liés au Covid-19 a donc pour objectif d'intégrer les crédits-
relais dans le droit ordinaire. Elle règle de nombreux points soulevés par le Parlement
depuis l'entrée en vigueur de l'ordonnance d'urgence. Au final, un large consensus
parlementaire a salué la pertinence de ces crédits-relais Covid-19. Au total, 136'000
crédits pour un volume de 16,4 milliards de francs suisses ont été attribués. Ces crédits
ont notamment été prisés par les petites entreprises (moins de 10 employé-e-s) qui
représentent 82 pourcent des octrois. 
Dans les détails, le Conseil national a apporté plusieurs modifications à la loi proposée
par le Conseil fédéral. Ces modifications s'alignent essentiellement sur les
recommandations de la Commission de l'économie et des redevances du Conseil
national (CER-CN). Premièrement, le délai d'amortissement a été prolongé de 5 à 8 ans.
De plus, une prolongation supplémentaire de 2 années est prévue pour les cas de
rigueur. Cette prolongation a été adoptée par 105 voix contre 78 et 3 abstentions. Elle
fait écho aux motions 20.3137, 20.3147 et 20.3152. Les voix de l'UDC (sauf 2 dissidents),
des Vert'libéraux et de 10 PLR n'ont donc pas suffi. Ils militaient pour un délai de 5
années avec prolongation à 10 ans pour les cas de rigueur. En outre, l'argument du
Conseil fédéral, par la voix de Ueli Maurer, plaidant que tous les contrats devraient être
modifiés n'a pas fait mouche. 
Deuxièmement, avec une voix d'écart, le Parlement a décidé de bloquer à 8 ans le taux
d'intérêt de 0 pourcent. Bien que les chances d'une modification du taux étaient
faibles à moyen-terme, les parlementaires ont préférés graver dans le marbre le taux à
0 pourcent plutôt que d'offrir une éventuelle marge de manœuvre. Les voix du PS (35),
des Verts (26), du Centre (27) couplées à 2 voix du PLR ont fait pencher la balance. Les 2
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abstentions UDC et l'unique abstention du PLR ont été décisives. Cette décision
correspond à la volonté parlementaire exprimée à travers les motions 20.3138, 20.3148
et 20.3152.
Troisièmement, les parlementaires souhaitent interdire le versement des dividendes
aux entreprises qui ont bénéficié des crédits-relais. Cette décision a été adoptée par
97 voix contre 89. Par contre, une proposition des Verts d'interdire également le
versement d'un bonus au conseil d'administration ou à la direction a été balayée. 
Quatrièmement, le Conseil national a décidé de renforcer le contrôle en permettant
aux organisations de cautionnement de soumettre les preneurs de crédits à des
contrôles d'un organe de révision. Adoptée par 107 voix contre 77, cette modification
clarifie les tâches des organes de révision.
Au final, le Conseil national a assoupli les propositions du Conseil fédéral. L'objet sera
exceptionnellement débattu, lors de la session d'hiver, par les deux chambres afin de
garantir une entrée en vigueur au 1er janvier 2021. 44

Etant donné les conséquences économiques liées aux mesures pour lutter contre la
crise du Covid-19, la loi sur les cautionnements solidaires liés au Covid-19 a été
examinée par les deux chambres lors de la session d'hiver 2020. La loi a fait plusieurs
allers-retours entre les chambres afin d'éliminer les nombreuses divergences.
La loi sur les cautionnements solidaires liés au Covid-19 a livré un excitant combat entre
les deux chambres fédérales. D'un côté, le Conseil national souhaitait assouplir les
mesures pour les entreprises helvétiques. D'un autre côté, le Conseil des Etats
préférait s'aligner sur le plan initialement dessiné par le Conseil fédéral. Au final, la
balance a plutôt penché en faveur d'un assouplissement des mesures. Les député.e.s
du Conseil national ont donc réussi à imposer plusieurs de leurs volontés. 
Premièrement, les deux chambres ont accepté que la Confédération puisse créer un
nouveau système de cautionnement solidaire par voie d'ordonnance. Cette mesure
permettra à la Confédération de réagir rapidement afin de faire face à une éventuelle
détérioration de la situation. La chambre haute a assoupli la proposition du
gouvernement en supprimant le critère d'accès lié au chiffre d'affaire. 
Deuxièmement, la chambre des cantons a gagné la bataille sur le taux d'intérêt. En
effet, les député.e.s souhaitaient bloquer le taux d'intérêt à 0 pour cent. Or, il a été
décidé que le taux d'intérêt pourraient être adapté à l'évolution du marché dès le 31
mars 2021, selon la proposition du Conseil fédéral. 
Troisièmement, le Conseil des Etats s'est aligné sur la proposition du Conseil national
d'interdire les dividendes pendant la durée du crédit Covid-19. 
Quatrièmement, les tâches de l'organe de révision ont été clarifiées. L'analyse des
dossiers relèvera des autorités de poursuite, et non des sociétés de cautionnement
comme proposé par les député.e.s. 
Cinquièmement, les crédits Covid-19 ne seront pas de rang postérieur. Les arguments
des sénateurs et sénatrices ont fait mouche. Ils estimaient que la Confédération ne
devait pas être traitée différemment qu'un autre donneur de crédit afin de maintenir
sa crédibilité.
Finalement, la durée des cautionnements solidaires a enflammé les débats. Le Conseil
national souhaitait prolonger le délai de 5 à 8 années. Il estimait, tout comme la CER-
CE, que le délai de 5 années était trop court pour les entreprises et qu'il avait été établi
avant de connaître l'impact à long-terme du Covid-19 sur l'économie helvétique. A
l'inverse, le Conseil des Etats, tout comme le Conseil fédéral, souhaitait maintenir le
délai de 5 années afin de ne pas «changer les règles du jeu». Au final, les sénateurs et
sénatrices se sont ralliées à la proposition du Conseil national par 23 voix contre 20. Ils
ont donc accepté de relever de 3 années la durée des crédits Covid-19. 45
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Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Im Ständerat war Eintreten auf die Vorlage unbestritten. Das Plenum verhielt sich
während der ganzen finanzpolitischen Debatte diszipliniert und folgte den Anträgen
seiner Kommission mit einer einzigen Ausnahme. Bei der Saldobesteuerung korrigierte
der Ständerat zwar die Vorgaben des Nationalrates und senkte die Limite für die
Pauschalbesteuerung (Saldosteuersatz) auf einen Umsatz von CHF 3 Mio.; bei der
Festsetzung der Limite der Steuern bevorzugte er jedoch die für die kleineren und
mittleren Unternehmen (KMU) grosszügigere Lösung und gab dem Antrag Frick (cvp, SZ)
mit einem Steuerbetrag von bis CHF 60'000 pro Jahr gegenüber der WAK (CHF 40'000)
mit 20 zu 12 Stimmen den Vorzug. Noch etwas grosszügiger als der Erstrat kam der
Ständerat den Sport- und gemeinnützigen Vereinen entgegen in der Hoffnung, dass die
Volksinitiative «gegen eine unfaire Mehrwertsteuer im Sport und im Sozialbereich»
zurückgezogen würde. Er beschloss, ihre Steuerpflicht erst bei einem Umsatz von CHF
150'000 statt schon bei CHF 75'000 beginnen zu lassen und nahm neben den
Startgeldern zusätzlich die Vermietung von Sportanlagen von der Steuer aus. Ferner
ermöglichte er gegen den Willen des Bundesrates die freiwillige Mehrwertsteuer-
Unterstellung von bestimmten Unternehmen in den Bereichen Sport, Kultur, Bildung,
Sozial- und Gesundheitswesen, dank welcher der Vorsteuerabzug geltend gemacht
werden kann. Um die Ausfälle von CHF 50 Mio. auf CHF 20 Mio. zu begrenzen, erhöhte
er allerdings den entsprechenden Steuersatz von den 2,3% des Nationalrates auf 4,6%.
Zähneknirschend stellte sich der Rat schliesslich mit 22 zu 8 Stimmen hinter die vom
Bundesrat beschlossene Mehrwertsteuerbefreiung des Internationalen Olympischen
Komitees (IOK) mit Sitz in Lausanne. Die jährlichen Steuerausfälle für den Bund wurden
auf CHF 2 Mio. geschätzt. Der Bundesrat hatte seinen Entscheid mit der überragenden
und universellen Bedeutung der Organisation begründet; die beschlossene
Steuerbefreiung schaffe allerdings kein Präjudiz für andere sportliche Organisationen.
Zudem sei der Entscheid bis zum Inkrafttreten des Mehrwertsteuergesetzes befristet.
Insbesondere Onken (sp, TG), der das Vorgehen des Bundesrates als Affront kritisierte,
stellte die Steuerbefreiung grundsätzlich in Frage, da die Organisation schon
ausreichende Privilegien geniesse. Dass der Bundesrat mit diesem Steuergeschenk
offenbar einer möglichen Sitzverlegung des IOK zuvorkommen wollte, empfand er als
Erpressung. Delalay (cvp, VS) war erstaunt über die Empörung und warnte vor einer
Gefährdung der Kandidatur von Sion für die Olympischen Winterspiele 2006. Bundesrat
Villiger zeigte Verständnis für die Verärgerung im Rat und entschuldigte sich für das
ungeschickte Vorgehen der Regierung. 46

BUNDESRATSGESCHÄFT
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URS BEER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Forschung

Im Februar 2021 präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des FIFG
(BRG 21.026). Das Hauptziel dieser Gesetzesrevision lag darin, der Schweizerischen
Agentur für Innovationsförderung Innosuisse bei ihrer Förderpraxis mehr
Handlungsspielraum und Flexibilität zu geben. Neu sollen sich Unternehmen, welche bei
der Förderung von Innovationsprojekten als Umsetzungspartner fungieren, mit 40 bis
60 Prozent an den Gesamtkosten beteiligen. Im Ausnahmefall soll die Innosuisse auch
eine höhere oder tiefere Beteiligungsquote festlegen können. Bisher beteiligten sich
die Unternehmen in der Regel zu 50 Prozent an den Kosten. Eine weitere
vorgeschlagene Neuerung bestand darin, dass Innosuisse künftig Innovationsprojekte
von Start-ups direkt finanzieren kann. Bisher war nur eine indirekte Förderung möglich
– beispielsweise in den Bereichen Coaching oder Weiterbildung. Mit dieser
gesetzlichen Anpassung soll der Start-up-Szene in der Schweiz zusätzlicher Schub
verliehen werden. Zudem soll die Innosuisse auch «bei der Nachwuchsförderung, bei
der Förderung des wissenschaftsbasierten Unternehmertums und dem Wissens- und
Technologietransfer sowie bei der Entschädigung für indirekte Forschungskosten
(Overhead) bei vom Bund unterstützten Technologiekompetenzzentren» mehr
Möglichkeiten erhalten. Daneben schlug der Bundesrat auch noch weitere kleinere
Änderungen des FIFG vor. 47
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Der Nationalrat befasste sich in der Sommersession 2021 mit der Änderung des FIFG,
durch welche die Innosuisse mehr Flexibilität erhalten soll. Der Nationalrat folgte dabei
in weiten Teilen dem Vorschlag des Bundesrates, stimmte aber auch einigen wichtigen
Änderungsanträgen der Mehrheit der vorberatenden WBK-NR zu. So sprach sich die
grosse Kammer etwa dafür aus, dass sich Firmen (die sogenannten Umsetzungspartner)
mit 30 bis 50 Prozent Eigenleistung finanziell an von der Innosuisse geförderten
Projekten beteiligen müssen. Der Bundesrat hatte eine Bandbreite von 40 bis 60
Prozent vorgeschlagen und wollte die Umsetzungspartner damit stärker zur Kasse
bitten. Weiter erhöhte der Nationalrat auch die Obergrenze der Reserven, welche die
Innosuisse halten darf. Schliesslich entschied die grosse Kammer – entgegen dem
Antrag des Bundesrates –, dass als Stipendien ausgerichtete Forschungs- und
Förderbeiträge, die der SNF oder Innosuisse an Nachwuchsforschende vergeben, nicht
versteuert werden müssen. In der Gesamtabstimmung sprach sich die grosse Kammer
einstimmig, und zwar mit 186 zu 0 Stimmen, für die Gesetzesänderung aus. 48

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Der Ständerat beugte sich als Zweitrat im September 2021 über die Änderung des FIFG.
Benedikt Würth (mitte, SG) stellte die Vorlage vor und erläuterte die Beschlüsse der
vorberatenden WBK-SR. Die Kommission war zum Schluss gekommen, dass sie dem
Nationalrat in der Frage der Obergrenze der Reserven von Innosuisse folgen will. Sie
hatte aber drei Differenzen zum Nationalrat geschaffen. Zum einen hatte sie sich dafür
ausgesprochen, dass Stipendien an Nachwuchsforschende der Besteuerung unterliegen
sollen. Dies entspreche dem Grundsatz der Rechtsgleichheit, argumentierte die
Kommission, die damit dem Vorschlag des Bundesrates gefolgt war. Die Vorlage des
Bundesrates unterstützte die WBK-SR zum anderen auch mit ihrem Entscheid zur Höhe
der Beteiligung der Umsetzungspartner, also derjenigen Firmen, die sich an von
Innosuisse geförderten Projekten beteiligen. Sie hatte sich dafür eingesetzt, dass deren
Beteiligung bei einer Bandbreite von 40 bis 60 Prozent bleiben soll; damit wollte die
Kommission eine höhere Beteiligung als der Nationalrat, der diese bei 30 bis 50 Prozent
ansetzen wollte. Darüber hinaus hatte sich die Kommission dafür entschieden,
aufgrund der problematischen Situation in Bezug auf die Nicht-Assoziierung der
Schweiz an das EU-Forschungsprogramm «Horizon Europe» eine neue Bestimmung
einzufügen. Mit dieser neuen Bestimmung soll es der Innosuisse ermöglicht werden,
Projekte mit grossem Innovationspotenzial von Jungunternehmen sowie von KMU zu
fördern. Dies sei notwendig geworden, weil die fehlende Assoziierung auch die
Innovationsförderung treffe. Bundesrat Parmelin zeigte sich mit den Anträgen der WBK-
SR einverstanden, auch den neu hinzugefügten Artikel betreffend Horizon Europe
schätzte er als sinnvoll ein. Der Ständerat folgte seiner Kommission anschliessend in
allen Punkten und stimmte der Vorlage in der Gesamtabstimmung einstimmig zu. 49
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Nachdem der Ständerat zu Beginn der Herbstsession 2021 die Änderung des FIFG
beraten und einige Differenzen zum Nationalrat geschaffen hatte, beugte sich die
grosse Kammer knapp zwei Wochen später und damit noch in derselben Session
bereits wieder über die Vorlage. Die Differenz betreffend die Besteuerung von
Stipendien an Nachwuchsforschende konnte rasch behoben werden. Hier folgte der
Nationalrat dem Beschluss des Ständerates. Dadurch unterliegen diese Stipendien nun
der ordentlichen Besteuerung. Der vom Ständerat aufgrund der Nicht-Assoziierung an
Horizon Europe eingefügte Passus betreffend die Förderung von Projekten mit grossem
Innovationspotenzial von Jungunternehmen wurde vom Nationalrat ebenso
gutgeheissen. Die letzte Differenz betraf die Bandbreite der finanziellen Beteiligung der
Umsetzungspartner. Minderheitssprecher Keller (svp, NW), der sich wie der Bundesrat
und der Ständerat für eine Beteiligung der Umsetzungspartner in der Höhe von 40 bis
60 Prozent aussprach, erläuterte, dass er eine tiefere finanzielle Beteiligung der
Umsetzungspartner für nicht ausgewogen halte; Innosuisse respektive der
Bundeshaushalt werde dazu zu stark belastet. Zudem stelle sich die Frage, wie innovativ
und zukunftsfähig ein Projekt überhaupt sei, das nur zu 30 Prozent selber finanziert
werden könne. Christian Wasserfallen (fdp, BE), der die Position der Mehrheit der WBK-
NR vertrat, sprach sich hingegen für eine Bandbreite von 30 bis 50 Prozent aus und
begründete dies mit der Tatsache, dass eine tiefere Beteiligung der Industriepartner
dafür sorgen könne, dass auch Projekte aus Disziplinen, die nicht sehr
wertschöpfungsintensiv seien, umgesetzt werden könnten.
Der Nationalrat folgte dem Antrag der Mehrheit und blieb damit bei einer niedrigeren
Beteiligung als dies der Ständerat zuvor gefordert hatte. Diese letzte Differenz konnte
folglich nicht bereinigt werden. 50
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Die beiden Räte konnten in der Wintersession 2021 die letzte Differenz bei der
Änderung des FIFG ausräumen. Einmal mehr vermochte sich der Ständerat
durchzusetzen, womit sich die Umsetzungspartner künftig mit einer Bandbreite von 40
bis 60 Prozent am von Innosuisse unterstützten Projekt beteiligen müssen.
In den Schlussabstimmungen nahmen die Räte den Entwurf jeweils einstimmig an. 51
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